
II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

KOMMISSION 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 20. April 2009 

über den finanziellen Beitrag der Gemeinschaft im Jahr 2009 für die Computerisierung der 
veterinärrechtlichen Verfahren, das Tierseuchenmeldesystem, Kommunikationsmaßnahmen, 
Studien und Bewertungen sowie über direkte Finanzhilfen für das Internationale Tierseuchenamt 

(OIE) gemäß Artikel 168 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 

(2009/333/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 
26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbe-
reich ( 1 ), insbesondere auf die Artikel 17, 20, 37 Absatz 2 
und 37a Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Entscheidung 90/424/EWG sind die Modalitäten 
für die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an be-
stimmten tierärztlichen Maßnahmen, insbesondere im Be-
reich der Informationspolitik bezüglich Tiergesundheit, 
Tierschutz und Lebensmittelsicherheit sowie an wissen-
schaftlichen und technischen Maßnahmen und Kontroll-
verfahren festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 16 der Entscheidung 90/424/EWG leistet 
die Gemeinschaft einen finanziellen Beitrag zur Informa-
tionspolitik im Bereich der Tiergesundheit, des Tierschut-
zes und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen Ur-
sprungs; hierzu gehört auch die Durchführung der erfor-
derlichen Studien zur Vorbereitung und Ausarbeitung der 
Tierschutzgesetzgebung. 

(3) Deshalb sollte die Gemeinschaft im Jahr 2009 Mittel für 
Studien, Folgenabschätzungen, Bewertungen und die In-
formationspolitik in den Bereichen Lebensmittelsicher-
heit, Tiergesundheit und Tierschutz sowie Tierzucht be-
reitstellen. Es sollte ein Höchstbetrag für die Finanzierung 
dieser Maßnahmen festgelegt werden. 

(4) Mithilfe einer Machbarkeitsstudie sollte festgestellt wer-
den, ob die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften zum 
Tierschutz generell überarbeitet und ob Indikatoren für 
den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere in diese Vor-
schriften aufgenommen werden können. Außerdem sollte 
eine Studie zur Folgenabschätzung im Zusammenhang 
mit dem Schutz von Zuchtfischen bei Transport und 
Schlachtung durchgeführt werden. Beide Studien werden 
den Maßnahmen im Aktionsplan der Gemeinschaft für 
den Schutz und das Wohlbefinden von Tieren 
2006—2010 zugute kommen. 

(5) Der Aktionsplan der Gemeinschaft für den Schutz und 
das Wohlbefinden von Tieren 2006—2010 ( 2 ) sieht ins-
besondere eine Bewertung des Stands der Durchführung 
und die Programmplanung für die Zeit nach 2010 vor. 
Daher ist eine globale Bewertung der Gemeinschaftspoli-
tik im Bereich Tierschutz vor 2010 erforderlich. 

(6) In der Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss sowie den Ausschuss der Regionen über 
eine neue Tiergesundheitsstrategie für die Europäische 
Union (2007—2013) — „Vorbeugung ist die beste Medi-
zin“ ( 3 ) ist die Ausarbeitung eines allgemeinen EU-Tierge-
sundheitsrechts und eines EU-weit harmonisierten Rah-
mens zur Aufteilung der Verantwortung und der Kosten 
vorgesehen. Daher sollte eine Studie durchgeführt wer-
den, die als Grundlage für die Folgenabschätzung im 
Zusammenhang mit dem allgemeinen Tiergesundheits-
recht dient; im Hinblick auf die Überarbeitung der Ent-
scheidung 90/424/EWG sollte eine Machbarkeitsstudie 
durchgeführt werden.
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(7) Mit Ausnahme der Machbarkeitsstudie werden für alle 
Studien Einzelverträge geschlossen, und zwar aufgrund 
des Rahmenvertrags der GD SANCO über die Durchfüh-
rung von Bewertungen, Folgenabschätzungen und damit 
verbundenen Leistungen (Los 3 — Lebensmittelkette), der 
2004 ausgeschrieben worden war. Diese Einzelverträge 
werden zwischen der Kommission und dem ausgewähl-
ten Auftragnehmer gemäß den Bestimmungen des Rah-
menvertrags geschlossen. 2009 ist eine Ausschreibung 
für die Machbarkeitsstudie im Zusammenhang mit der 
Überarbeitung der Entscheidung 90/424/EWG geplant. 

(8) Gemäß Artikel 37a Absatz 1 Buchstabe b der Entschei-
dung 90/424/EWG kann zur Informatisierung der vete-
rinärrechtlichen Verfahren für die Errichtung, Verwaltung 
und Unterhaltung integrierter EDV-Systeme für das Vete-
rinärwesen, einschließlich etwaiger Schnittstellen mit na-
tionalen Datenbanken, eine gemeinschaftliche Finanzhilfe 
gewährt werden. Folglich sollte für Unterbringung, Be-
trieb und Pflege des mit der Entscheidung 2003/24/EG 
der Kommission vom 30. Dezember 2002 über die Ent-
wicklung eines integrierten EDV-Systems für das Veteri-
närwesen ( 1 ) eingeführten integrierten EDV-Systems 
TRACES (Trade Control and Expert System) eine gemein-
schaftliche Finanzhilfe zur Gewährleistung der Verfügbar-
keit, Sicherheit und Aktualität des Systems gewährt wer-
den. 

(9) Gemäß Artikel 37 Absatz 1 der Entscheidung 
90/424/EWG kann für den Aufbau der Systeme zur Iden-
tifizierung der Tiere und zur Meldung der Seuchen im 
Rahmen der Regelung der viehseuchenrechtlichen Kon-
trollen im innergemeinschaftlichen Handel mit lebenden 
Tieren im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft gewährt 
werden. Folglich sollte eine gemeinschaftliche Finanzhilfe 
für die Aktualisierung des Tierseuchenmeldesystems 
(ADNS) auf der Grundlage der Entscheidung 
2005/176/EG der Kommission vom 1. März 2005 zur 
Festlegung der Code-Form und der Codes für die Mittei-
lung von Tierseuchen gemäß der Richtlinie 82/894/EWG 
des Rates ( 2 ) im Hinblick auf die erforderlichen techni-
schen Verbesserungen gewährt werden. 

(10) In der Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss sowie den Ausschuss der Regionen über 
eine neue Tiergesundheitsstrategie für die Europäische 
Union (2007—2013) wird hervorgehoben, wie wichtig 
der Dialog zwischen Bürgerinnen und Bürgern, Vereini-
gungen der Zivilgesellschaft und EU-Organen (insbeson-
dere der Kommission) ist. Daher ist eine effektive Kom-
munikationsstrategie erforderlich, um interessierte Kreise, 

Organisationen und die Gesellschaft insgesamt auf Fragen 
der Tiergesundheit und auf die Grundsätze der Tierge-
sundheitsstrategie aufmerksam zu machen. 

(11) Gemäß Artikel 19 der Entscheidung 90/424/EWG kann 
die Gemeinschaft die wissenschaftlichen und technischen 
Maßnahmen, die für die Weiterentwicklung des Veteri-
närrechts der Gemeinschaft und für die Modernisierung 
der Aus- oder Fortbildung im Veterinärbereich notwendig 
sind, durchführen oder aber die Mitgliedstaaten oder in-
ternationale Organisationen bei deren Durchführung un-
terstützen. 

(12) Die Weltorganisation für Tiergesundheit (OIE) ist als zwi-
schenstaatliche Organisation für die weltweite Verbesse-
rung der Tiergesundheit zuständig. Sie wird von der 
Welthandelsorganisation (WTO) als Referenzorganisation 
für die Festlegung von Standards für den internationalen 
Handel mit Tieren und tierischen Erzeugnissen anerkannt. 

(13) Die OIE plant eine internationale Konferenz über Maul- 
und Klauenseuche zur Unterstützung der Maßnahmen, 
die in der Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss sowie den Ausschuss der Regionen über 
eine neue Tiergesundheitsstrategie für die Europäische 
Union (2007—2013) aufgeführt sind. Die Gemeinschaft 
sollte sich daher an dieser Initiative beteiligen, um einen 
erhöhten Schutz vor der Seuche zu erreichen. Die 
Gemeinschaft sollte diese OIE-Initiative deshalb unterstüt-
zen. 

(14) Die OIE hat in ihrem Sektor de facto eine Monopolstel-
lung gemäß Artikel 168 Absatz 1 Buchstabe c der Ver-
ordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission 
vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des 
Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften ( 3 ) inne; so-
mit braucht keine Ausschreibung durchgeführt zu wer-
den, damit sich die Gemeinschaft an der Organisation 
und Ausrichtung einer internationalen Konferenz über 
Maul- und Klauenseuche beteiligen kann. 

(15) Dieser Beschluss gilt als Finanzierungsbeschluss im Sinne 
von Artikel 75 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 
1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europä-
ischen Gemeinschaften ( 4 ) und von Artikel 90 der Ver-
ordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002. 

(16) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —
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BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an der Durchfüh-
rung einer Studie über die Machbarkeit einer globalen Überar-
beitung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften zum Tier-
schutz und über die Einbeziehung von Indikatoren betreffend 
den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere in diese Vorschriften 
wird bis zu einem Höchstbetrag von 250 000 EUR genehmigt. 

Artikel 2 

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an der Durchfüh-
rung einer Studie zur Folgenabschätzung im Zusammenhang 
mit dem Schutz von Zuchtfischen bei Transport und Schlach-
tung wird bis zu einem Höchstbetrag von 150 000 EUR geneh-
migt. 

Artikel 3 

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an der Durchfüh-
rung einer Studie über die Bewertung der Gemeinschaftsmaß-
nahmen im Bereich Tierschutz wird bis zu einem Höchstbetrag 
von 350 000 EUR genehmigt. 

Artikel 4 

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an der Durchfüh-
rung einer Studie als Grundlage für die Folgenabschätzung im 
Zusammenhang mit dem allgemeinen Tiergesundheitsrecht wird 
bis zu einem Höchstbetrag von 150 000 EUR genehmigt. 

Artikel 5 

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an der Durchfüh-
rung einer Machbarkeitsstudie im Hinblick auf die Überarbei-
tung der Entscheidung 90/424/EWG wird bis zu einem Höchst-
betrag von 250 000 EUR genehmigt. 

Artikel 6 

Die gemeinschaftliche Finanzhilfe für Unterbringung, Betrieb 
und Pflege des mit der Entscheidung 2003/24/EG eingeführten 
TRACES-Systems wird anhand der folgenden Aufschlüsselung 
der Beträge und Ziele genehmigt: 

a) 600 000 EUR für die Unterbringung des Systems; 

b) 450 000 EUR für den Erwerb der erforderlichen Logistikleis-
tungen im Rahmen der Benutzerunterstützung; 

c) 400 000 EUR für den Erwerb der zur Anpassung des Sys-
tems an rechtliche und technische Entwicklungen erforder-
lichen Systempflege; 

d) 380 000 EUR für die erforderlichen Entwicklungen im Be-
reich der Datenverarbeitung; 

e) 300 000 EUR für die Entwicklung einer Schnittstelle zwi-
schen den einzelstaatlichen Datenbanken zur Rinderkenn-
zeichnung; 

f) 120 000 EUR für den Erwerb von Informatiklizenzen. 

Artikel 7 

Die gemeinschaftliche Finanzhilfe in Höhe von 270 000 EUR 
für die Aktualisierung des Tierseuchenmeldesystems gemäß Ent-
scheidung 2005/176/EG wird genehmigt. 

Artikel 8 

Es wird genehmigt, dass die Kommission die zuständigen Stellen 
und die Öffentlichkeit nach folgender Aufschlüsselung der Be-
träge und Ziele über die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften 
zu Tiergesundheit und Tierschutz unterrichtet: 

— 1,4 Mio. EUR für Veröffentlichungen, Informationsverbrei-
tung und die Tiergesundheitsstrategie, 

— 150 000 EUR für Veröffentlichungen, Informationsverbrei-
tung und die Tiersschutzstrategie. 

Artikel 9 

Die Beteiligung der Gemeinschaft an der Finanzierung der inter-
nationalen Konferenz über Maul- und Klauenseuche, die die 
Weltorganisation für Tiergesundheit 2009 ausrichtet, wird mit 
einem Betrag von 200 000 EUR genehmigt, der eine gemein-
schaftliche Kofinanzierung von höchstens 33 % der gesamten 
förderfähigen Kosten darstellt. 

Artikel 10 

Die finanzielle Beteiligung erfolgt gemäß den Artikeln 1 bis 9 
zu Lasten der Haushaltslinie 17 04 02 01 des Gesamthaushalts-
plans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2009.
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Die Auftragnehmer der in Artikel 1, 2, 3 und 4 genannten 
Studien werden auf der Grundlage des Bewertungsrahmenver-
trags der GD SANCO (Los 3 — Lebensmittelkette) ausgewählt. 

Die Auftragnehmer der in Artikel 5 genannten Studie werden 
auf der Grundlage einer Ausschreibung für einen Einzelvertrag 
im letzten Quartal 2009 ausgewählt. 

Die finanzielle Beteiligung gemäß den Artikeln 6 und 7 soll 
über folgende DIGIT-Rahmenverträge erfolgen: DI 5370, DI 
5711, DI 5712, DI 5716, DI 5717, DI 5719, DI 5720, DI 
6350. 

Artikel 11 

Für die finanzielle Beteiligung gemäß Artikel 9 wird mit der OIE 
ohne Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen eine Fi-
nanzhilfevereinbarung abgeschlossen, da die OIE als zwischen-
staatliche Organisation weltweit für die Verbesserung der Tier-
gesundheit zuständig ist und de facto eine Monopolstellung 
innehat. 

Brüssel, den 20. April 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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